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Einleitung

Im Mai 2007 wurde das Amt des französischen Justizministers von
einer 41-jährigen Frau übernommen, die als Tochter eines Arbei-
ters in der Provinz geboren und in einer algerisch-marokkanischen
Einwandererfamilie mit zwölf Kindern aufgewachsen ist. Der ide-
altypische Fall, wie es scheint, für die Überwindung jener dreifa-
chen Benachteiligung, die Geschlecht, soziale Herkunft und ethni-
sche Zugehörigkeit normalerweise für den individuellen Aufstieg
und die Zirkulation der Eliten bedeuten können. Zudem handelt es
sich um kein beliebiges Ministerium, ist doch die Amtsinhaberin
für das Funktionieren der Justiz und für die Einhaltung der Ge-
setze zuständig. All dies könnte also das Symbol eines Frankreich
sein, das sich offen zeigt für Intelligenz, Zielstrebigkeit und Leis-
tung – Fähigkeiten, die Madame Dati ganz ohne Zweifel besitzt.
Das in Artikel 1 der Erklärung der Menschen- und Bürgerrechte
formulierte Prinzip »Soziale Unterschiede dürfen nur im allgemei-
nen Nutzen begründet sein« hätte also faktische Gültigkeit.

Zur gleichen Zeit wird aber die Mehrzahl der Menschen, die
dem sozialen Profil der Justizministerin entsprechen – insbeson-
dere, was ihre ethnische Herkunft betrifft –, in die unteren Schich-
ten der französischen Gesellschaft abgeschoben, die am härtes-
ten von Arbeitslosigkeit, Beschäftigungsunsicherheit, Armut und
schlechten Wohnverhältnissen betroffen sind und auch am stärks-
ten unter fremdenfeindlichen oder rassistischen Angriffen leiden.
Vor allem bei den »Vorstadtjugendlichen« – ein Begriff, bei dem
man die Doppelbedeutung von Klassen- und Rassenzugehörigkeit
mithören muss (sie kommen fast alle aus den unteren Schichten
und sind sehr oft anderer ethnischer Herkunft als die einheimi-
schen Franzosen) – häufen sich die sozialen Defizite: Schulversa-
gen, fehlende Berufsperspektiven, der tägliche Überlebenskampf,
der häufig in Prekarität mündet, in Betrügereien, in die Unter-
grundökonomie oder sogar in kriminelle Karrieren. Das ist die ty-
pische und genau entgegengesetzte Situation, die diese Jugend-
lichen nach verbreiteter Ansicht geradezu zu Symbolfiguren des
gesellschaftlich Nutzlosen (in die wirtschaftliche Ordnung nicht
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integrierbar) und Gefährlichen (verantwortlich für die zuneh-
mende Unsicherheit) macht. Wenn es in unserer Gesellschaft eine
Gruppe gibt, die als total andersartig abgestempelt wird und alle
Ängste und Aversionen auf sich zieht, dann dürften es diese »Vor-
stadtjugendlichen« sein.

Wir wollen diese zwei Symbole gleichermaßen ernst nehmen –
Rachida Dati als Inkarnation der Verwirklichung republikanischer
Prinzipien und die Vorstadtjugendlichen als Verkörperung der ge-
fährlichen Asozialität von Menschen, denen unsere Werte und Le-
bensformen ganz und gar fremd sind. Wir müssen sie als doppelte
Realität anerkennen – natürlich nicht um zu sagen, dass sie die
objektive Situation der ethnischen Minderheiten in Frankreich re-
präsentieren, sondern um zu zeigen, dass sie die Widersprüchlich-
keit der französischen Gesellschaft gegenüber der ethnischen Frage
zum Ausdruck bringen: das Nebeneinander einer scheinbaren An-
nullierung der ethnischen Hypothek, die eine Vertreterin dieser
Minderheiten an die Spitze des Staates gelangen lässt, und einer
massiven Stigmatisierung, die eine große Gruppe von Menschen
aufgrund derselben ethnischen Zugehörigkeit erfährt.

Wir müssen anerkennen, wie wichtig es ist, dass Madame Dati
die Position einnimmt, die sie jetzt hat, ohne das damit verbundene
Problem zu verwischen, dass sie vielleicht nur der Baum ist, der
den Wald der Diskriminierung verdeckt – was ebenfalls richtig ist,
aber auf einer anderen Ebene. Auch wenn diese Nominierung po-
litischem Kalkül gehorcht, wurde Rachida Dati nicht einfach in-
strumentalisiert. Sie ist für diese Position voll und ganz legitimiert,
autorisiert und qualifiziert. Sie zeigt, dass eine solche Karriere
nicht nur möglich ist, sondern real, dass Frankreich nicht nur ein
Land von Kasten, Ständen und Statuspositionen ist, in dem ein
Merkmal wie soziale Herkunft oder ethnische Zugehörigkeit
zwangsläufig als Faktor der Ausgrenzung wirkt. Anders gesagt,
das republikanische Prinzip der Gleichbehandlung aller Bürger ist
durchaus in Kraft, auch wenn es nur in Ausnahmefällen zum Zuge
kommt. Die Justizministerin ist aber auch kein absoluter Ausnah-
mefall, weil in der französischen Regierung noch zwei weitere,
ebenso junge und begabte Frauen »mit Migrationshintergrund«
vertreten sind. Auch in der Vorgängerregierung (ebenfalls einer
rechten, was über den Kleinmut früherer Linksregierungen Bände
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spricht) gab es einen Minister maghrebinischer Herkunft. Über-
haupt besteht, diesseits oder jenseits des politischen Geschäfts, die
französische Bevölkerung »mit Migrationshintergrund« nicht aus-
schließlich aus sozialen Kellerkindern. Wenn auch in begrenzter
Zahl, findet man in ihr Ärzte, Rechtsanwälte, Lehrer, Führungs-
kräfte, mittlere Fachkräfte und Unternehmer – ein empirischer Be-
weis dafür, dass der republikanische Diskurs nicht nur ein Diskurs
ist. Die von ihm verteidigten Prinzipien eröffnen ein Feld von Mög-
lichkeiten für eine Gleichbehandlung der Bürger, die es in den ge-
sellschaftlichen Formationen mit ihren erheblichen sozialen Un-
terschieden nicht gibt. Und manchmal werden diese Möglichkeiten
auch realisiert.1

Wir dürfen also nicht Ross und Reiter verwechseln, wenn wir
die Diskriminierungen anprangern. Das Problem stellt sich nicht
deshalb, weil es keine Chancengleichheit gibt, sondern weil diese
ganz im Gegenteil durchaus möglich und auch rechtlich garantiert
ist. Diskriminierung ist skandalös, weil sie eine Verweigerung von
Rechten ist, von verfassungsmäßigen Rechten, die im Prinzip gleich-
bedeutend sind mit der Ausübung der Staatsbürgerschaft. Man
kann sie zwar als »abstrakt« und »formal« kritisieren, muss aber
ihre Existenz und ihre Bedeutung anerkennen, weil wir uns ohne
sie in einem anderen System der Gouvernementalität befänden.
Die Frage der Diskriminierung stellt sich dann, wenn man nicht
mehr davon ausgeht, dass legitime Unterschiede erblich begründet
sind, wie etwa im Falle des Bürgers, der keine Adelsfunktionen be-
kleiden konnte: Er wurde nicht diskriminiert, sondern nur auf
seine Stellung in einer Gesellschaftsstruktur verwiesen, in der jeder
»seinen Rang einhalten« musste.

1 Ein Beispiel für diese faktisch mehr als begrenzten, aber gleichwohl rea-
len Aufstiegsmöglichkeiten: Im Jahre 2005 hatten zehn von den mehr
als siebenhundert Mitarbeitern der Ministerialbüros einen »Migrations-
hintergrund«, wobei fast alle kabylischer Herkunft waren. Freilich war
keiner von ihnen schwarz, und es gab auch keinen Vertreter einer eth-
nischen Minderheit unter den Kabinettsmitgliedern im Élysée-Palast
(Mustapha Kessous, »Beurs sous les lambris de la République«, in: Le
Monde, 24. November 2005).
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Die Größe der Republik lag im Bruch mit jenen Unterschei-
dungsmerkmalen, die in der Natur, in der Tradition oder in den
Hierarchien begründet waren und dem Einzelnen von einer höhe-
ren Ordnung ein für alle Mal auferlegt wurden. Die Gleichheit vor
dem Gesetz ist kein leeres Wort, weil sie die Eintrittsbedingung für
die demokratische Moderne darstellt und die Konturen einer Ge-
sellschaft prägt, in der die Individuen für ihr Schicksal selbst ver-
antwortlich sind. Frankreich muss sich zumindest seit der Dritten
Republik nicht dafür schämen, wie diese Prinzipien im Rahmen
des Nationalstaats verwirklicht wurden, auch wenn dieser Prozess
nicht zum Abschluss kam und manchmal nicht ohne Gewalt von-
statten ging. Die Bretonen oder Basken, selbst die Korsen hatten
aber keinen besonderen Grund, darüber zu klagen, dass sie als
Kinder der Republik behandelt wurden: Die »formalen« Bürger-
rechte holten sie aus der drückenden Enge lokaler Gemeinschaf-
ten2 heraus. Die »freie weltliche Pflichtschule« verschaffte ihnen
letzten Endes die Voraussetzungen, ungeachtet ihrer sozialen oder
regionalen Herkunft gleich und als Gleiche behandelt zu werden.

Das Problem ist heute, dass die Bevölkerungsgruppen »mit Mi-
grationshintergrund«, auch die mit französischer Nationalität,
nicht in dieser Weise, sondern oft ganz anders behandelt werden.
Man erzählt, dass die kleinen Bauernkinder, die in der Schule Bre-
tonisch sprachen, vom Lehrer bestraft wurden und eine Eselskappe
aufsetzen mussten. Der Vertreter der Republik wollte ihnen da-
durch zeigen, dass sie alle fremdartigen Zugehörigkeitsmerkmale,
die ihrer nationalen Integration im Weg standen, abzulegen hatten.
Die Methode war brutal und das Postulat, dass die regionale Ver-
wurzelung mit der Zugehörigkeit zur Nation unvereinbar ist, mehr
als fragwürdig. Doch was uns heute selbstverständlich erscheint,
war zu Beginn des 20. Jahrhunderts längst nicht so klar. Wie dem
auch sei, diese Praktiken sollten allen die Möglichkeit geben, die
vollen Bürgerrechte zu erlangen. Wenn heute die »Ordnungs-
kräfte«, auch sie als Vertreter des Gesetzes, die Identitätskontrollen
verschärfen und Jugendlichen wegen ihres Aussehens Straftaten
anlasten (délits de faciès), gehen sie genau umgekehrt vor. Die eth-

2 Im Original deutsch (A.d. Ü.).
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nischen Zugehörigkeitsmerkmale sollen nicht beseitigt, sondern,
wenn man so sagen darf, festgeklopft werden, damit sie anstelle der
gebotenen Gleichbehandlung eine Sonderbehandlung erlauben.
Der Unterschied wird hervorgehoben und zum Stigma gemacht:
Die Hautfarbe und der arabisch klingende Name provozieren Arg-
wohn und Ablehnung.

In diesem Sinne können wir von negativer Diskriminierung
sprechen. Das ist kein Pleonasmus. Es gibt Formen positiver Dis-
kriminierung, die die Benachteiligten bevorzugen. Gegen solche
Maßnahmen ist im Prinzip nichts einzuwenden, wenn damit zu-
sätzliche Anstrengungen für Bevölkerungsgruppen unternommen
werden, die nicht über die nötigen Voraussetzungen verfügen, um
sich in die Allgemeinheit einzugliedern, und die dadurch die Mög-
lichkeit bekommen, wieder Anschluss zu finden. Es ist zum Bei-
spiel nicht – oder allenfalls positiv – diskriminierend, für schwä-
chere Schüler spezielle pädagogische Maßnahmen einzuführen,
damit sie nicht wieder sitzenbleiben, oder unqualifizierte Arbeiter
beruflich weiterzubilden, damit sie wieder vermittelbar werden. Es
kann auch sinnvoll oder sogar unabdingbar sein, bestimmte Bevöl-
kerungsgruppen gezielt mit Maßnahmen anzusprechen, um eine
für sie nachteilige Besonderheit abzubauen oder zu beseitigen.3

Negative Diskriminierung besteht aber nicht darin, dass man an
die Zukurzgekommenen Extrawürste verteilt. Sie macht vielmehr

3 Nicht ganz so einfach ist es, wenn man die konkreten Auswirkungen
positiver Diskriminierungsmaßnahmen untersucht. Häufig wird eine
Gruppe, die aufgrund und zwecks Beseitigung eines bestimmten Nach-
teils zum Gegenstand solcher Maßnahmen wird, auf diesem Wege stig-
matisiert. Das zeigt das französische Beispiel des Grundeinkommens,
das unter dem Titel Revenu minimum d’insertion (Mindesteinkommen
zur gesellschaftlichen Eingliederung) anfänglich begrüßt und vom Parla-
ment im Jahre 1988 sogar einstimmig eingeführt wurde. Schon bald
wurde das Etikett RMIste zu einer abwertenden, wenn nicht diffamie-
renden Bezeichnung für »Sozialhilfeempfänger«, während es anfangs le-
gitim zu sein schien, dass man diesen in Bezug auf die Arbeitswelt be-
nachteiligten Menschen hilft, aus der Abhängigkeit herauszukommen.
Wir werden im letzten Kapitel auf diese Aporien der Diskriminierung
zurückkommen und auf die entsprechenden Vorkehrungen eingehen, die
das Umschlagen von positiver in negative Diskriminierung verhindern.
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aus einer Differenz eine Defizienz, die für ihren Träger zu einem
unaustilgbaren Makel wird. Negativ diskriminiert zu werden
heißt, aufgrund einer Eigenart abgestempelt zu werden, die man
sich nicht ausgesucht hat, die aber für die anderen zum Stigma
wird. Eine entstandene Alterität wird zum Faktor der Ausgren-
zung.

Wir möchten zeigen, dass ethnische Zugehörigkeit in der fran-
zösischen Gesellschaft größtenteils noch immer auf diese Weise
funktioniert. Freilich ist dieser Mechanismus widersprüchlich,
weil er sich nicht mit den demokratischen Prinzipien verträgt.
Diese Prinzipien lassen sich nicht als bloße Feigenblätter betrach-
ten, die dazu dienen, das imperialistische oder kolonialistische
Erbe zu verdecken. Im Gegenteil, gerade indem wir sie ernst neh-
men, dringen wir zum Kern des Problems vor, das die negative Dis-
kriminierung aufwirft. Sie stellt nichts anderes als den Begriff der
Staatsbürgerschaft (citoyenneté) zur Debatte. Durch die Diskrimi-
nierung ist unser Konzept von Staatsbürgerschaft dazu gezwun-
gen, sich auszuweiten, um eine Alterität aufzunehmen, nämlich die
der ethnischen Zugehörigkeit, deren Verleugnung für sie fatal
wäre. Wird die französische Gesellschaft dazu imstande sein – und
wenn ja, unter welchen Bedingungen –, das von ihr immer noch
größtenteils abgelehnte ethnische Element gleichberechtigt zu in-
tegrieren?

Wir wollen die hier vertretene Position zunächst anhand einer
Untersuchung ausführen, die sich mit der Lage der Vorstadtju-
gendlichen befasst, genauer gesagt mit jenem Teil von ihnen, der
zumindest nach allgemeiner Vorstellung ihr Hauptelement ist, der
Jugendlichen mit maghrebinischem und schwarzafrikanischem
Migrationshintergrund. Wir gehen dabei, noch präziser formu-
liert, von den Ereignissen im Herbst 2005 aus. Nicht dass diese
»städtischen Unruhen« eine wirkliche Ausnahmesituation waren.
Bekanntermaßen hat es seit Anfang der 1980er Jahre immer wieder
städtische Gewaltexzesse zwischen Ordnungskräften und Grup-
pen von Jugendlichen mit Verfolgungsjagden, Steinwürfen, bren-
nenden Autos und demolierten Gebäuden gegeben. Wegen ihres
Ausmaßes und ihres nationalen und internationalen Echos sahen
aber viele in den Ereignissen von 2005 ein Symptom für ein tiefsit-
zendes Übel, das die französische Gesellschaft unterminiert. Wir
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müssen kein Katastrophenszenario aufbauen: Frankreich stand
nicht am Abgrund, und es ist nicht sehr wahrscheinlich, dass dies in
Zukunft der Fall sein wird. Wenn wir aber alle Implikationen be-
rücksichtigen, müssen wir uns angesichts der in den Vorstädten
sich abzeichnenden Abspaltungsgefahr darüber Gedanken ma-
chen, wie eine soziale Formation, die immer mehr ein ethnisches
und, wenn man das Wort nicht scheut, rassisches Element in sich
trägt, zu einer wirklichen Gesellschaft wird. Die Schande negativer
Diskriminierung ist durch tagespolitische Maßnahmen nicht zu
beseitigen. Es bleibt aber zu hoffen, dass eine eingehendere politi-
sche und soziologische Reflexion Orientierungen liefert, die uns
helfen können, sie zu bekämpfen.4

4 Die ersten Kapitel dieses Versuchs folgen den Thesen und Ausführungen
meines Artikels »La discrimination négative. Le déficit de citoyenneté
des jeunes de banlieue«, in: Annales, 61, 2006, H. 4, S. 777–808. Sie wur-
den für den vorliegenden Band erheblich erweitert, aktualisiert und er-
gänzt.
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